
17. NENNEN SIE DIE VERDACHTSGRADE, DIE F�R DIE ZUL�SSIGKEIT

DER NACHFOLGEND GENANNTEN MASSNAHMEN DER STRAF-

VERFOLGUNGSBEH�RDEN GEGEN�BER DEM BESCHULDIGTEN

ERFORDERLICH SIND (BEZEICHNUNG IN DER �BLICHEN TERMI-

NOLOGIE UND BESCHREIBUNG, WAS DAMIT JEWEILS GEMEINT

IST): A) EINLEITUNG DES ERMITTLUNGSVERFAHRENS, B) ERLASS

EINES HAFTBEFEHLS, C) DURCHSUCHUNG DER WOHNUNG,

D) ANKLAGEERHEBUNG?

a) Sog Anfangsverdacht (s o): gem § 152 II StPO zureichende
tats�chliche Anhaltspunkte;

b) dringender Tatverdacht (§§ 112, 114 II Nr 2 StPO): hohe Wahr-
scheinlichkeit;

c) einfacher Tatverdacht (§ 102 StPO): Wahrscheinlichkeit;

d) hinreichender Tatverdacht (§ 170 I iVm § 203 StPO), dh Ver-
urteilungswahrscheinlichkeit

Vertiefend: Beulke aaO Rn 114; Schroeder StrafprozessR,
3. Aufl, Rn 76

�BUNGSBL�TTER Klausur �ffentliches Recht Staatsorganisations- und Staatshaftungsrecht

Christian Ernst,
Wiss. Mit., Kiel

»Das teure Naturdenkmal«

thematik: Staatsorganisations- und Staatshaftungsrecht
schwierigkeitsgrad: Schwere Examens�bungsklausur
bearbeitungszeit: 5 Stunden
hilfsmittel: Gesetzestexte (Sch�nfelder, Sartorius I)

n SACHVERHALT

IRe �nderung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) weist der Bundesverband Deutscher
Grundeigent�mer den Gesetzgeber auf die teilweise erdr�ckende Wirkung von Naturdenkmalen f�r
das private Grundeigentum hin. Um sich dieser Problematik anzunehmen, heißt es in dem vom
Bundestag am 1. 1. 2001 erlassenen (fiktiven) Gesetz ua:

Gesetz zur �nderung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSch�ndG)
Art 5. § 28 BNatSchG wird wie folgt ge�ndert: Als Abs 3 wird angef�gt: »Eigent�mer von

Grundst�cken, auf denen sich ein Naturdenkmal befindet, haben Anspruch auf einen Zuschuss
zu den Kosten der Unterhaltsmaßnahmen, sofern diese j�hrlich einen Betrag iHv drei vom Hundert
des Grundst�cksverkehrswertes (Selbstanteil) �bersteigen. Die H�he des Zuschusses entspricht
den Kosten der nicht vom Selbstanteil abgedeckten Aufwendungen.«

Art 16. Die L�nder haben die in diesem Gesetz enthaltenen Regelungen bis zum 31. 12. 2003 in
Landesrecht umzusetzen.

A ist Eigent�mer eines Grundst�cks in der N�he der Stadt S im Land L, auf dem sich ein im 15.
Jahrhundert aufgesch�tteter Erdwall befindet, der im Jahre 1981 rechtm�ßig zum Naturdenkmal
erkl�rt wurde. Das Grundst�ck des A ist 200 000 Euro wert. F�r Unterhalt des Naturdenkmals
wendet A j�hrlich 9 000 Euro auf. Am 10. 1. 2004 beantragt A bei der zust�ndigen unteren Umwelt-
beh�rde einen Unterhaltszuschuss. Diese lehnt den Antrag mit der Begr�ndung, das Land L habe
bis zu diesem Zeitpunkt keine �nderungen an seinem Landesnaturschutzgesetz vorgenommen, ab.
A meint, dies k�nne die Ablehnung seines Anspruchs nicht begr�nden. Er habe geh�rt, dass in
�hnlichen F�llen trotz einer Unt�tigkeit des Gesetzgebers Anspr�che bestehen w�rden.

Frage 1: Hat A einen Anspruch auf Geldzahlung aus naturschutzrechtlichen Bestimmungen?
Frage 2: Angenommen es best�nde kein Anspruch auf Unterhaltszuschuss, h�tte A stattdessen

Ersatzanspr�che gegen L wegen der nicht erfolgten Umsetzung des Rahmengesetzes?
Frage 3: Am 21. 1. 2004 erkl�rt der Landtag von L in einer �ffentlichen, fraktions�bergreifenden

Stellungnahme, § 28 III BNatSchG nicht �bernehmen zu wollen. Der Bund fordert daraufhin das
Land L zur Umsetzung auf. Als nach den Sommerferien das Land immer noch nicht reagiert hat,
erhebt der Bund am 3. 8. 2004 vor dem BVerwG Klage auf Feststellung, dass die Unterlassung
rechtswidrig sei. Das BVerwG lehnt seine Zust�ndigkeit ab und legt den Rechtsstreit dem BVerfG
vor. Dort stellt der Bund erneut einen Feststellungsantrag. Das Land L beantragt Verwerfung mit
der Begr�ndung, der Antrag vor dem BVerfG sei nicht rechtzeitig gestellt. Wie wird das BVerfG
entscheiden und welche M�glichkeiten bleiben dem Bund sonst noch?

Bearbeitervermerk:
Es ist davon auszugehen, dass m�gliche einschl�gige Vorschriften des jeweiligen Landesnatur-
schutzgesetzes nicht erf�llt sind und das BNatSch�ndG rechtm�ßig ist.
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